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Weiteres Vorgehen in 
Sachen Verfassung 
VADUZ: Wie geht es weiter in der Verfassungs­
diskussion? Die Verfassungskommission und 

• der  Landesfürst werden sich am 24. September 
erneut zu Gesprächen treffen. Dann werden die 
Vorschläge zu den restlichen Artikeln bespro­
chen. Bei der letzten Gesprächsrunde wurde zu­
dem vereinbart, die divergierenden Vorschläge 
zur Ar t  und Weise, wie zukünftig der Staatsge­
richtshof und die VBI gesetzt werden sollen, 
diesen Institutionen zur Stellungnahme zu un­
terbreiten. Seite 3 

Wirtschaftsinformatik-
Professoren-tagung 
VADUZ: Vom 12. bis 14. September 1999 fand 
an  der Fachhochschule Liechtenstein die Jah­
restagung des Arbeitskreises Wirtschaftsinfor­
matik (AKWI) statt. D e r  Fachbereich Wirt­
schaftswissenschaften der Fachhhochschule 
Liechtenstein ist im AKWI als Vollmitglied ver­
treten. Anwesend waren 27 Professoren von 
Fachhochschulen aus Österreichs, Deutsch­
lands, der Schweiz und Liechtenstein.. Seite 6 

«Grenzmeile» eröffnet 
SCHAANWALD: Gestern Abend wurde die 
Ausstellung «Grenzmeile - Meilensteine der 
Geschichte» an der Grenze Usis-Schaanwald 
eröffnet. Die Ausstellung, die bis'zum 15. Okto­
ber zu sehen ist, wird getragen vom Kulturrefe­
rat  der Stadt Feldkirch und dem Kulturbeirat 
der  Regierung Liechtensteins. Seite 9 

Ullrich neuer Leader 

RAD: Abraham Olano hat an der  Spanien-
Rundfahrt in der zweiten der insgesamt drei Py­
renäen-Etappen sein goldenes Leadertrikot an 
den Deutschen Jan Ullrich (Bild) abgeben müs­
sen. Der spanische Gesamtsieger des Vorjahres 
hatte schon am zweiten Pass des Tages den Kon­
takt zu seinen Gegnern verloren. Etappensieger 
in Arcalis in Andorra wurde der Spanier Igor 
Gonzales Galdeano, der im Gesamtklassement 
auf Platz 2 rückte, nur 36 Sekunden hinter dem 
neuen Leader Ullrich zurück. Dritter der Ge­
samtwertung ist der Russe Pawel Tonkow mit 48 
Sekunden Rückstand. Seite 22 
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«Im Ton vergriffen» 
Schreiben des Amtes ̂ Telekommunikation unter Kritik " f JlC:,. • .y#.; 

Johannes Matt: Das A m t  f ü r  Telekommunikatiojß'ging mit seinem Schreiben z u  weit. (Bild: Brigitt Risch) 

Mit seiner Androhung von 
Sanktionsmassnahmen, falls 
alternative Wege in der inter­
nationalen Telefonie benutzt 
würden, hat das Amt für Kom­
munikation übers Ziel hinaus­
geschossen. Regierungschef 
Mario Rick gestand im letzten 
Landtag den Lapsus ein und 
bestätigte zudem, dass die 
Mängel im Bereich, der inter­
nationalen Telefonie noch 
nicht beseitigt werden konn­
ten. 

Manfred öhr i  

Mit Schreiben vom 19. Juli 1999 hat 
das Amt  für Kommunikation ver­
schiedene Wirtschaftsverbände in 
Liechtenstein auf die Rechtslage 
unter dem Telekommunikationsge­
setz aus dem Jahre 1996 hingewie­
sen, sich dabei allerdings «im Ton 
vergriffen», wie der FBPL-Abge­
ordnete Johannes Matt feststellte. 
So werde mit Sanktionsmassnah­
men gedroht, obwohl seines Wis-. 
sens das Gesetz für den Benützer 
keine Sanktionen vorsehe. 

Kunden nicht betroffen 
Es  sei zutreffend, bestätigte Re­

gierungschef Mario Frick, dass die 
Einrichtung alternativer Wege in 

der internationalen Tfelefonie keine 
gesetzlirajeji(Sanktj|>ns-)Massnah-
men fürlifen Benützer in Liechten­
stein nach^sicl)'ziehe. Das Telekom-
munikatfonsgeS-;tz sehe jedoch vor, 
dass eine konzessionslose Erbrin­
gung von i. Diensten bestimmte' 
Rechtsfolgen auslösen könne. Diese 
Konsequenzen würden jedoch ein­
zig und allein den Anbieter solcher 
Dienste, nicht .aber den Kunden 
bzw. Konsumenten treffen. Die Re­
gierung verstehe das Schreiben des 
Amtes für Kommunikation in die­
sem Sinne, beschwichtigte Mario 
Frick. Weiter wollte er sich nicht 
zum Inhalt äussern. Nach dem Tele­
kommunikationsgesetz sei das Amt  
als Regulierungsbehörde von der 
Regierung weisungsunabhängig. 

Mängel nicht beseitigt 
Johannes Matt kritisierte zudem, 

dass aus verschiedenen Ländern 
über Wochen hinweg keine Telefon­
verbindungen . nach Liechtenstein 
hergestellt werden konnten. Und 
die Missstände seien noch immer 

. nicht behoben. Wie sensibel Kun­
den darauf reagieren würden, be­
dürfe wohl keiner näheren Um­
schreibung. Der Regierungschef ge­
stand ein, dass die Mängel im Be­
reich der iintjernationalen Telefonie 
«noch n i d k  zur Gänze beseitigt 
werden konnten». Ebenso zutref­
fend sei, dass die Erreichbarkeit un­

ter der neuen Landeskennzahl +423 
noch nicht von allen Destinationen 
aus sichergestellt sei. Mario Frick 
dazu: «Der Umsteliungsprozess hat 
sich als sehr viel schwieriger erwie­
sen, als dies vorhergesehen werden 
konnte. Es bedarf nach wie vor gros­
ser Anstrengung, um das Bewusst-
sein der ausländischen Unterneh­
men auf die neue Situation hinzu­
weisen. Im Augenblick befindet sich 
ein Aktionsplan in Ausarbeitung, 
dessen Vollzug dem Amt  für Kom­
munikation unter Mitarbeit der 
LTN Liechtenstein TeleNet AG 
übertragen werden wird.» 

Entspannung in Sicht 
Nach der zu erwartenden Konso­

lidierung des Grundversorgungs­
dienstes im Bereich der internatio­
nalen Telefonie per 1. Oktober 1999 
sei, so versprach der Regierungschef, 
mit einer «spürbaren Entspannung 
der Lage» zu rechnen. Dafür verant­
wortlich seien verschiedene Eckpfei­
ler der Neuordnung nach dem 1. Ok­
tober 1999 mit ihren Vorteilen für die 
Benützer in Liechtenstein. Diese 
Massnahmen sollten zu einer Beru­
higung der Situation beitragen. Im 
Übrigen werde sich das Amt für 
Kommunikation noch im Laufe die­
ses Monats mit den Wirtschaftsver­
bänden in Verbindung setzen. Weite­
re Gespräche auch mit dem Ressort 
Finanzen seien geplant. 

Schutz der Auengebiete muss durchgesetzt werden 
BERN: Der Bund macht den Kan­
tonen beim Auenschutz 'Beine. Bis 
2002 müssen sie dafür sorgen, dass 
ein Grossteil der Auengebiete unter 
Schätz gestellt wird. Mit einer Er­
höhung- des Subventionssatzes 
schafft der Bund finanzielle An­
reize. • 
Die Auenverordnung ist seit 1992 in' 
Kraft. In vielen Kantonen hapert es 
allerdings mit der Umsetzung. Von 
den 169 Auen von natjonaler Be­
deutung verfügen nur 55 Prozent 
über einen Schutz, der für die 
Grundbesitzer verbindlich ist. Bei 
nur 29 Prozent der Auen erfüllt die­

ser Schutz, die Vorgaben der Ver­
ordnung. 

Viele Kantone hätten die Frist 
von sefchs Jahren für die Umsetzung 
d<?r Äuenschutzverordnung unge­
nützt verstreichen lassen, stellte 
Willy .Geiger, der Vizedirektor des 
Bundesamtes für Umwelt, Wald und 
L'andschaft '(Buwal), am Freitag an 
einer Medienkqnferenz in Bern 
fest. Die Aufgabe des Auenschutzes 
sei u n t e r s e t z t  worden. 

Noch immer verhinderten vieler­
orts wirschäftliche Nutzungen wie 
Kiesäbbau,.Kraftwerke und Touris­
mus einen effektiven Auenschutz. 

In den letzten 200 Jahren sind laut 
Geiger 90 Prozent der Schweizer 
Auen ganz verschwunden. Übrig ge­
blieben sind 110 Quadratkilometer. 
Dies entspricht 0,26 Prozent der 
Landesfläche. 

Das Buwal hat sich zum Ziel ge­
setzt, dass bis ins Jahr 2002 90 Pro­
zent der  Auenfläche verbindlich ge­
schützt sind. Weiter wird von den 
Kantonen erwartet, dass sie die be­
stehenden Nutzungskönflikte re­
geln und Revitalisierungs- sowie 
Aufwertungsprogramme starten. 
Die Geschwindigkeit der Program­
me soll verdoppelt werden. 
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VOLKSBLATT-
Wettbewerb 
Unsere Leserinnen und Leser 
können jeden Samstag einen 
Warengutschein im Wert von 
100.- Fr. gewinnen. Seite 30 

K O M M E N T A R  

Verkehrte Welt bei der Debatte 
zum Raumplanungsgesetz: Heftige 
Kritik von Seiten der VU - gröss­
tenteils Zustimmung der FBPL. So 
überraschend diese verkehrte Welt 
sein mag, so verständlich wird die 
ablehnende Haltung derVU, wenn 
man die Umstände genauer unter 
die Lupe nimmt. Wahlkampftak­
tische Spielereien dürften den Aus­
schlag jür dieses kuriose Verhalten 
der VU gegeben haben. 

Verkehrte Welt 
Zur Erklärung: Die VU-Fraktiori 

Hess kein gutes Haar an der Vorlage 
ihres Regierungschefs. Deshalb be­
antragte VU-Fraktionssprecher Pe­
ter Sprenger, eine Kommission ins 
Leben zu rufen. Die FBPL sprach 
sich gegen diese Kommission aus, da 
sie die Vorlage mehrheitlich begrüss-
te und der Regierung zutraute, die 
notwendigen Verbesserungen in Ei­
genregie anzubringen. Auch der Re­
gierungschef tat unmissverständlich 
kund, dass er eine Kommission ab­
lehne. Während der 1. Lesung wurde 
deutlich, dass die Meinungen zwi­
schen Regierung und Parlament zu 
dieser Vorlage gar nicht so verschie­
den waren. Nur die drei VU-Vorste-
her glaubten, etliche Mängel in der 
Vorlage entdeckt zu haben. Die 
anschliessende Abstimmung zur 
Kommissionsbildung fiel dann mit 
13 zu 12 Stimmen nicht überra­
schend aus. Die VU setzte mit ihrer 
Mehrheit ihren Willen durch. Muss 
dies nicht als klares Misstrauensvo-
tum der VU gegen die eigene Regie­
rung gewertet werden? 

Die Taktik der VU ist durch­
schaubar. Ein Raumplanungsgesetz 
beinhaltet immer unpopuläre Ent­
scheidungen. Deshalb verfolgte die 
VU das Ziel, dieses Gesetz zu verzö­
gern, um die Bevölkerung erst nach 
den Wahlen mit diesen unpopulären 
Entscheidungen zu konfrontieren. 
Wird hier etwa Parteipolitik auf dem 
Rücken des Landes gemacht? ' 

Dem Regierungschef ist positiv 
anzurechnen, dass er dieses Spiel 
nicht mitmachte und sich klar für ei­
ne rasche Behandlung dieses wichti­
gen Gesetzes aussprach. Denn der 
Regierungschef hat die Folgen die­
ses Spieles erkannt: Es ist anzuneh­
men, dass die nun bestellte Kommis­
sion nach den Wahlen wieder eine 
neue Zusammensetzung erfährt. 
Dies verzögert. dieses Gesetz 
nochmals um Jahre. Das heisst: Vor 
dem Jahre 2003 dürfte wegen der 
VU-Parteipolitik mit keinem neuen 
Raumplanungsgesetz zu rechnen 
sein, obwohl unser Land heute 
schon eine geeignete Raumplanung 
dringend brauchen würde. 

Dieses parteipolitische Spiel gip­
felte im Vorschlag von Peter Spren­
ger, die Mehrheit in der Kommission 
den Oppositionsparteien zu überlas­
sen. 2 VU, 2 FBPL, 1 F L -  war sein 
Vorschlag. Dies nach dem Prinzip: 
Bei unbeliebten Gesetzen überlassen 
wir der Opposition den Vorrang. 
Doch dies Hessen die Oppositions­
parteien nicht zu.3VU,1 FBPL und 
1 FL ist nun die Zusammensetzung. 
Das heisst: Die VU ist ß r  die Verzö­
gerung dieses Gesetzes verantwort­
lich und muss zudem nun die schwe­
re Bürde tragen, ein gutes Gesetz 
besser zu machen Dies hätte die Re­
gierung in viel schnellerer Zeit auch 
gekonnt. Alexander Batliner 


